
 
JAV-Wahl nach NPersVG 
 
Die Wahlperiode Jugend- und Auszubildendenvertretungen (JAV) nach dem niedersäch-
sischen Personalvertretungsgesetz (NPersVG) endet spätestens zum 30.04. eines geraden 
Jahres. Das heißt, die Neuwahlen müssen vorbereitet und durchgeführt werden. 
 
In Dienststellen mit weniger als 21 Jugendlichen und Auszubildenden ist es möglich eine JAV 
in einer Wahlversammlung zu wählen (§ 35 Abs. 6 WO-PersV). Für einen Zeitplan kommt 
dann folgender exemplarischer Ablauf zu Stande: 
 
 
 Termin  
Bestellung des Wahlvorstandes 
(§52 Abs. 1 NPersVG) 

 11 Wochen vor Ablauf der 
Amtsperiode durch den PR 

Festlegung des genauen 
Wahltermins (§ 52 Abs. 2 
NPersVG) 

 
 

Frühester Wahltermin 8 
Wochen nach der Bestellung des 
Wahlvorstandes 
(§ 1 Abs. 4 i.V.m. § 8 WO) 

Letzter Tag zur Veröffentlichung 
des Wahlausschreibens 
(§ 8 Abs. 3 WO und Wählerliste) 
(§ 4 Abs. 2 WO) 

 
 

6 Wochen vor dem letzten Tag 
der Stimmabgabe 
Frühestens 2 Wochen nach 
Bekanntgabe des 
Wahlvorstandes 

Einsprüche gegen das 
Wählerverzeichnis  
(§ 5 Abs. 1 WO) 

 
 

Schriftlich innerhalb 1 Woche 
nach Veröffentlichung des 
Wählerverzeichnisses 

Fristablauf für Einreichung von 
Wahlvorschlägen (§9 Abs. 2 
WO) 

 Innerhalb von 2 Wochen nach 
Aushang des Wahlausschreibens 

Bekanntgabe der 
Wahlvorschläge 
(§ 15 WO) 

 spätestens 1 Woche vor 
Wahltag 

Wahltag z.B. 03.03.2026  
Wahlergebnis § 22 WO 
(Aushang) 

 unverzüglich nach Feststellung 
durch zweiwöchigen Aushang 

Benachrichtigung der 
Gewählten 

 schriftlich, unverzüglich 

Anfechtung der Wahl  
(§ 21 NPersVG) 

 binnen 14 Tagen nach 
Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses beim 
Verwaltungsgericht 

konstituierende Sitzung der JAV 
(§ 53 Abs.1 NPersVG) 

 bis zwei Wochen nach der Wahl 
durch WV zu organisieren 
(Einladung) 

 



 
Bildung einer JAV § 50 Abs. 1 NPersVG 
 
Eine JAV wird in den Dienststellen (zwingend) gewählt, in denen ein Personalrat (PR) gebildet 
wird und mindestens fünf Jugendliche und/oder Auszubildende sind. 
 
Wahlberechtigte Personen (aktives Wahlrecht) § 50 Abs. 2 NPersVG 
 
Dazu zählen alle jugendlichen Beschäftigen (unter 18 Jahren) und diejenigen, die sich im 
Vorbereitungsdienst (Beamtenanwärter*innen) oder einer sonstigen Berufsausbildung (z.B. 
nach § 26 BBiG) befinden.  
Nicht als Beschäftigte gemäß § 4 NPersVG gelten Jugendliche, die ehrenamtlich tätig sind, 
überwiegend zur Resozialisierung Beschäftigte oder geringfügig beschäftigte Jugendliche 
(vgl. § 4 Abs. 3 Nr. 3 NPersVG). 
 
Auszubildende sind Beschäftigte, die sich – unabhängig von ihrem Alter – im Vorbe-
reitungsdienst oder einer sonstigen Berufsausbildung befinden. Welche Ausbildung sie 
erhalten, ist nach dem NPersVG nicht von Bedeutung; sie können zu Beamt*innen 
ausgebildet werden oder nach anderen Gesetzen, wie dem Berufsausbildungsgesetz, dem 
Krankenpflege- und Hebammengesetz, eine Ausbildung erhalten. Ausbildung in diesem 
Sinne sind auch Zweitausbildungen, Umschulungen und qualifizierte Ausbildungen für eine 
andere Laufbahn oder Sonderlaufbahnen. Auch z.B. Diplom/B.A. Sozialarbeiter*innen im 
Anerkennungsjahr (Berufspraktikum) und ähnliche sind demnach wahlberechtigt, letztere 
wenn sie zum Zeitpunkt der Wahl mindestens seit einem Monat in der Dienststelle 
beschäftigt sind. Das Wahlrecht erlischt nicht durch die Teilnahme am Wehr- oder 
Bundesfreiwilligendienst! 
 
Beschäftigte, die am Bundesfreiwilligendienst teilnehmen sind weisungsgebundene 
Beschäftigte nach § 4 II NPersVG und dürfen somit an der Wahl teilnehmen, sich aber nicht 
selbst aufstellen (siehe dazu auch Runderlass des MI). 
 
Beschäftigte im juristischen Vorbereitungsdienst, Lehramtsanwärter*innen und 
Studienreferendar*inen sind keine Jugendlichen oder Auszubildenden. 
 
Wählbare Personen (passives Wahlrecht) § 50 Abs. 3 NPersVG 
 
Wählbar sind nur jugendliche Beschäftigte, die am Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet 
haben, alle Auszubildenden (altersunabhängig) und Beschäftigte, die das 26. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. Vollendet ein Mitglied der JAV während der Amtszeit das 26. 
Lebensjahr, bleibt es bis zum Ablauf der Amtszeit im Amt, wenn am Wahltag die 
Wählbarkeitsvoraussetzungen vorgelegen haben. Bei mehreren Wahltagen ist der letzte Tag 
maßgeblich. 
 
Ausgenommen von der Wählbarkeit sind die Beschäftigten, die nicht seit einem Monat der 
Dienststelle angehören (analog wahlberechtigte Auszubildende).  
 
Nicht wählbar sind:  

 Mitglieder des Wahlvorstands (ab einem 3er-JAV Gremium) sowie  



 
 Beschäftigte, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 

Wahlen zu erlangen, nicht besitzen 
 Beschäftigte (§ 4 II NPersVG), die zwar weisungsgebunden in der Dienststelle 

arbeiten, jedoch einen anderen Arbeitgeber haben (z.B. 
Bundesfreiwilligendienstler*innen…) 

 
Weder Gruppenzugehörigkeit noch Nationalität sind für das passive Wahlrecht von 
Bedeutung. 
 
Doppelmitgliedschaft  
 
Eine gleichzeitige Mitgliedschaft in der JAV und im Personalrat (PR) ist nach dem NPersVG 
nicht explizit ausgeschlossen, also möglich. Das Mitglied der JAV hat im PR dann doppeltes 
Stimmrecht, wenn die Angelegenheit überwiegend die Belange der Jugendlichen und 
Auszubildenden betrifft. 
 
Ersatzmitglieder 
 
All diejenigen, die sich zur JAV-Wahl aufstellen lassen und durch den Wahlvorstand 
zugelassen wurden sowie mindestens eine Stimme erlangen, sind in der Reihenfolge der 
Stimmenanzahl (ggf. Losverfahren) Ersatzmitglieder. Eine Höchstanzahl für Ersatzmitglieder 
gibt es nicht! 
 
Wahlversammlung für 1-er-JAV § 35 Abs. 6 WO-PersV 
 
In Dienststellen mit bis zu 20 Jugendlichen und Auszubildenden besteht die Möglichkeit, die 
Wahl der/des JAV-Vertreters / -Vertreterin in einer Wahlversammlung stattfinden zu lassen. 
Dies kann durch den Wahlvorstand festgelegt werden.  
 
Dabei wird an Stelle des Wahlausschreibens die Einberufung der Wahlversammlung 
(inklusive Wählerverzeichnis) bekannt gegeben. Die anderen oben aufgeführten Fristen des 
Zeitplans gelten ebenso. Der Wahlvorstand leitet die Versammlung. 
Zunächst hat jede/r Wahlberechtigte die Möglichkeit, einen Wahlvorschlag zu machen. Vor 
Ort werden gleich Wahlen durchgeführt nach den allgemein üblichen Richtlinien der 
Wahlordnung, die Stimmen ausgezählt und das Ergebnis festgestellt.  
 
Briefwahl § 19 WO-PersV 
 
Der Wahlvorstand muss auf Verlangen denjenigen, die am Wahltag verhindert sind, Brief-
wahlunterlagen zur Verfügung stellen. Alles Weitere regelt der o.g. Paragraph im Detail.  
 
In besonderen Fällen (§ 21 WO-PersV) kann der Wahlvorstand auch eine Briefwahl 
anordnen, z.B. für Auszubildende in Studien- und Ausbildungsseminaren etc. Jedoch kann 
auch dann die Stimmabgabe persönlich in der Dienststelle erfolgen. 
 
 
 



 
 

 


